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Telegramme .
> -j

- Kassel, 5. Juni . Die „ Hess . Morg . -Ztg. " erfährt, daß
die angemeldeten Extrazüge zur Beförderung österreichi¬
scher Truppen nach Hamburg wieder abbestellt worden
seien .

Berlin , 5. Juni. (Sch . M .) Eine preußische Depesche
an sämmtliche Gesandten bezeichnet Oesterreichs Erklärung
in Frankfurt wegen Berufung der holsteinischen Stände als
einen Vertragsbruch und die Berufung nur rechtsgiltig durch
Zustimmung beider Souveräne .

Paris , 5. Juni . (W . T . -B .) Die nach Wien gerichtete
west «nächtliche Antwort auf die österreichischen Vorbe¬
halte gibt zu verstehen , daß in der österreichischen Antwort

^ wohl die Ablehnung der Konferenzen und eine Verhinderung
des Friedensversuches erkannt werden müsse . — Der „Con-
stitutionnel" sagt heute:

Wir kennen bereit« den Eindruck , den die österreichische Ant¬
wort in Petersburg und London gemacht hat . Man hat sich
da und dort alsbald gefragt : Zu was eine Konferenz, wenn Oester¬
reich auf seinen Entschließungen beharrt ? Zwei Fragen werden vom
Programm verschwinden : die Herzogthümerfrage , welche Oesterreich
dem Bunde zugewiesen hat , und die venetianische, deren Diskusston es
nicht will ; es würde bloS die Bundesreform übrig bleiben , für die
als eine lediglich eventuelle Frage Europa nicht zusammentreten kann.
Wir bedauern lebhaft Oesterreichs Haltung . Ohne Zweifel betrachtet
jede Macht ihre Pflichten und Interessen aus ihren eigenen Ge¬
sichtspunkten ; aber es scheint uns doch , daß Europa das Recht
hatte , von einer konservativen Großmacht andere Entschlüsse zu er¬
warten .

Paris , 5. Juni . (Sch . M.) Die Westm ächte haben in
Berlin und Florenz ihre Anerkennung für die Annahme
des Konferenzvorschlags ausgedrückt .

-s London , 5 . Juni . Der „Times" wird telegraphisch
auS Wieu gemeldet : Preußen hat Oesterreich benachrichtigt,
durch die Ueberweisung der Herzogthümerfrage an den Bund
werde der Gasteiner Vertrag annullirt . Preußen werde in
Holstein einrücken. Die Brigade Kalik hat den Befehl er¬
halten , sich nach Altona zurückzuziehen.

-j- London, 5. Juni . Der „Times" zufolge hat die fran¬
zösische Regierung der englischen die telegraphische Mittheilung
gemacht, die Konferenz könne nicht stattfinden ; da Oester¬
reichs Vorbedingungen sie fruchtlos machen würden.

Badischer Landtag .

-j-j- Karlsruhe , 4. Juni . 46 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer , unter dem Vorsitz des Präsidenten
Hildebrandt . (Schluß.)

Abg . Beck wird für den Strich „ anerkannt" , nicht für den
Strich des Wortes „grober " stimmen . DaS Wort „aner¬
kannt" ist ein sogen. Spezificum; es beschränkt den Begriff
der verfassungsmäßigen Rechte und ist deßhalb bedenklich .
Dagegen der Ausdruck , der von der Regierungsbank vorge¬
schlagen wurde , „durch die Verfassung anerkannte Rechte" ,
generalisirt den Begriff ; dieser ist daher vollkommen dem
Gedanken des Gesetzes entsprechend.

Dagegen soll das Wort „grob " bestehen bleiben . Die
Kammer soll eine Anklage von solcher Wichtigkeit , wie die
Ministeranklage, nur erheben können, wenn eine grobe Fahr¬
lässigkeit vorliegt.

Schließlich stellt der Abgeordnete den Antrag , zu setzen :
„durch die Verfassung anerkannte Rechte". Pageustech er
unterstützt den Antrag .

StaatSrath vr . Lamey : Was wir hier zu machen haben ,
ist ein der Gesetzgebungspolitik entsprechender Thatbestand.
Diesen stellt der 8 67 « fest . Es sind nun über den Aus¬
druck „anerkannt" Kontroversen erhoben worden ; will man
diese svrtsetzen , so kommt man dahin , daß es eigentlich gar
kein anerkanntes Recht gibt. Die Absicht ist nur , unter dem
Wort „anerkannt" ein unzweifelhaft verfassungsmäßiges
Recht zu bezeichnen , ein Recht , das man nicht erst durch
Schlüffe als ein so qualifizirtes herausfinden muß. Schließt
man durch allerlei Schlußfolgerungen weiter , so wird man
allemal dahin kommen, daß eigentlich jedes Recht auf eine ge¬
wisse Weise durch die Verfassung garantirt sei. Es ist nie¬
mals gut, an lange bestehenden Ausdrücken , welche einen ge¬
wissen festen Begriff in sich vereinen , zu rütteln . .

In dem St .-G . -B . ist allerdings der Begriff „Fahrlässig¬
keit" für sich desiuirt , allein im speziellen Theil wird er nie-

" rnals angewendet , ohne daß ein bestimmter Erfolg damit ver¬
bunden ist. Tritt in Folge der Fahrlässigkeit , z . B. Legen
von Gift an leicht zugänglichen Orken, kein strafrechtlicher Er¬
folg ein , so bekümmert sich darum vielleicht die Polizei, nie¬
mals das Strafgesetzbuch, dieses verlangt immer einen Er¬
folg der Fahrlässigkeit .

Ein Beamter , welcher sich VersassungSverletzungen zu
Schulden kommen läßt, wird dienstpolizeilich gestraft, er wird
vor den DiSziplinargerichtShof gestellt ; ein Minister , der
entlassen werden soll , muß doch wohl ein größeres Ver¬
gehen begangen haben ; daher ist es ganz angemessen , wenn
man hier eine „grobe Fahrlässigkeit " verlangt ; ganz kleine

triviale Fälle dürfen nicht einmal der Möglichkeit nach unter
das Gesetz fallen können.

Abg . v. Roggenbach : Er sei vor Allem damit einver¬
standen , daß man den Kreis der formellen Vergehen möglichst
beschränke , und daß das Recht der Anklage nur für die äußer¬
sten Fälle gegeben sei. Er halte jedoch dafür , daß auch ein
rein politisches Vergehen in den 8 67 s des Gesetzesausgenom¬
men werde . Man werde ihm entgegnen , das sei in den deut¬
sche» Ministerveraniwortlichkeits-Gcsetzen etwas Unerhörtes,
allein wir hätten kein eigentliches solches Gesetz . Man werde
auch entgegenhalten , Das, was er wünsche, sei etwas Un¬
mögliches ; er glaube Das nicht. Eine Negierung müsse sich
in politischen Dingen an die Meinung der Kammer halten
und selbst einsehen , daß sie nicht weiter fortbestehen könne,
wenn sie mit der Kammer in Widerspruch sich befinde. Er
stelle den Antrag, hinter den Worten „anerkannte Rechte" die
Worte einzufügen „oder grober Mißregierung" .

Abg. v , Feder spricht nochmals über die von ihm unter¬
stützten Anträge ; er hält den Strich des Wortes „grob " na¬
mentlich deßhalb für geboten, weil sonst leichte Verfassungs¬
verletzungen, welche mehrmals hinter einander von demselben
Minister begangen würden, straflos bleiben könnten .

Staatsrath vr . L a me y : Man müsse stets bedenken, daß
man das Gesetz nicht für diese Kammer, sondern für alle
Zeiten und für die Richter mache . Die Kammer könne auch
einmal tendenziös werden und eine leichte Verfassungsver¬
letzung zur Anklage benützen ; für solche Fälle müsse man den
Ministern Schutz gewähren , und damit der Richter das
Rechte treffe , den Ausdruck „grobe" beibehalten . Das St .-
G . -B . wende gegen Niemand unter allen Umständen die bloße
Fahrlässigkeit unbedingt an. Seien denn die Minister so
viel schlimmer als die übrigen Menschen ? Bei Berathung
des Preßgesetzes habe man die Buchdruck- r von aller Fahr¬
lässigkeit entbinden wollen, hier schiebe man den Ministern die
Verantwortlichkeit für jede Fahrlässigkeit zu.

Abg. Beck : Das Gesetz muß so gefaßt werden , daß die
Möglichkeit ausgeschlossen würde , daß die Kammer mit einer
erhobenen Anklage durchfällt , d. h. eine Anklage erhebt,
welche auch in d e weiten Schranken des Gesetzes paßt , doch
von den Richtern verworfen wird .

Abg. Eckhardt macht einige Bemerkungen gegenüber der
Regierungsbank, worauf StaatSrath vr . Lamey erwiedert .

Abg. Kusel als Vertreter des Berichterstatters Presti -
nari , welcher verhindert ist : Es scheine ihm, daß nur über
die Art des Ausdruckes Verschiedenheiten bestehen , nicht über
Das, was man will. Mit der Art , Gesetze zu machen, daß
man die Vergehen und Verbrechen mit den allerweitesten Aus¬
drücken bezeichne , und alles Andere den Richtern überlasse, sei
er nicht einverstanden , es sei dadurch der Willkür zu viel
Raum gegeben. Es können manche Unterlassungen Vorkom¬
men, wie wenn z. B . die Kammer um einen oder zwei Tage
zu spät eingerufen werde , welche die Verfassung formell ver¬
letzen , allein Niemand beschädigen ; deßhalb , um Anklage über
solche formelle Dinge zu vermeiden , solle man den Ausdruck
„grobe" bestehen lassen.

Der Antrag des Abg. Schaasf wird abgelehnt .
Abg . Beck zieht seinen Antrag zurück .
Abg . Kusel ist nicht für den Antrag des Abg . Huffschmid ;

die Kommission hat den Ausdruck „anerkannt" beibehalten ,
weil er im 8 67 der Verfassungsurkunde steht und weit jeder
Laie, der den 8 67 liest, sich ans die Frage : was ist aner¬
kannt? die Antwort geben muß : Das, was unzweifelhaft ist.
Der Sinn des Wortes sei offenbar nur der, daß man Gewicht
legen wollte darauf, daß nur solche Gesetze gemeint seien,
welche speziell unter der Verfassung stehen und nicht z . B . der
Fall , wenn Jemand ungerechtfertigter Weise polizeilich um
1 fl. gestraft wird. Der Ausdruck könne nicht mißverstanden
werden , und man solle nicht ohne Noth einen Ausdruck , den
die Verfassung eingeführt habe, abändern.

Der Antrag des Abg. Huffschmid wird durch die Aus¬
schlagstimme des Präsidenten (es waren 24 Stimmen für, 24
gegen denselben) verworfen .

Abg. Kiefer hält den Antrag des Abg . v . Roggenbach für
richtig. Man sollte auch ein Ministerium entfernen können ,
das eine ungeeignete Regierung führe. Allein er muß deß-
wegen gegen denselben sein, weil die Garantien , die das ganze
Gesetz für die Durchführung der beantragten prinzipiellen
Anordnung bietet, nicht gegeben sind.

Abg. Kusel : Der Antrag des Abg. v . Roggenbach habe
eigentlich in die allgemeine Diskussion gehört , weil er eine we¬
sentliche Aenderung des Gesetzes enthalte . Wenn man den
vorgeschlagenen Ausdruck „Mißregierung" annehmen wollte,
dann müßte man einen ganz andern Gerichtshof bilden , als
derjenige ist , der jetzt beabsichtigt wird, etwa einen solchen , wie
ihn die Motion des Abg . Häußer s. Z . vorgeschlagen habe .
Der Zusatz des Abg. Roggenbach sei mit dem vorliegenden
Gesetz unvereinbar, er könne neben demselben, sowie es jetzt
gefaßt sei, nicht mehr bestehen.

Staatsminister vr . Stabel : Man habe schon längst ge¬
fühlt , daß es zweckmäßig sei , wenn man Das, was der Abg.
Roggenbach wünsche , in das Gesetz aufnehme ; allein man sei
in der Praxis immer daran gescheitert, wie der Thatbestand
gefaßt werden solle. Dies sei noch niemals gelungen, und

wenn man den Ausdruck „Mißregierung" annehme , so über¬
laste man vollständig dem Richter , darüber zu urtheilen , was
er für Mißregierung halte ; man mache ihn also zugleich zum
Gesetzgeber, und das könne niemals angehen. So viel auch
Richtiges an dem Grundgedanken sei, so könne er doch dem ge¬
machten Vorschlag von weiten der Negierung nicht beipflichten.

Abg . KirSner ist gegen v. Roggenbach'S Antrag . Nehme
man den Fall , daß die Hälfte der Kammer die Regierung
eines Ministeriums nicht für Mißregierung halte , die andere
Hälfte entgegengesetzter Ansicht wäre , so würde es hier , wo
es sich um reine Meinungsverschiedenheiten handelt , von einer
oder zwei Wahlen im Lande abhängen , ob eine Ministeran¬
klage erhoben wird oder nicht.

Abg. Knies (ebenfalls gegen den genannten Antrag) . Die
Frage , wo eine Regierung mißregiert , ohne jedoch gegen die
Verfassung anzustoßen , müsse der parlamentarischen Erledi¬
gung Vorbehalten werden , wie das in England geschieht . Die
Kammer nimmt eine so entschiedeneStellung gegenüber dem
Ministerium ein, daß es einsteht, es habe das Vertrauen nicht
mehr .

Abg . v . Roggenbach vertheidigt nochmals seinen Antrag .
Abg. Wundt von Heidelberg unterstützt den Antrag des

Abg . v. Roggenbach . Derselbe wird mit allen gegen 5
Stimmen abgelehnt .

Abg . Gerbe ! glaubt , daß die Bestimmung des 89 des
Einführungsgesetzes nicht auf Miuisteranklagen anwendbar
sein könne.

Abg . Kusel : Es handelt sich an der Stelle des Kommis -
fionsberichts , wo das besprochen wird , blos von einfachen
Amtsverbrechen , welche der Beurtheilung des gewöhnlichen
Richters unterstehen ; niemals soll zu Anklagen , welche die
Kammer erhebt , die Genehmigung des anzuklagenden Mini¬
steriums einzuholen sein .

Staatsrath vr . Lamey ist der nämlichen Ansicht ; einen
andern Sinn könne die betr. Bemerkung des Kommisfionsbe -
richts nicht haben .

Abg. Roßhirt und Obkircher besprechen die Frage, ob
der Versuch der Verfassungsverletzung strafbar sein soll,
und verneinen dieselbe ; ebenso Abg. Schaaff .

Staatsrath vr . Lamey : Wenn die Kammer eine An¬
klage erheben will , müsse eine vollendeteVerfaffungSverletzung
vorliegen ; Weiteres stehe auch nicht im Gesetz.

Abg. Kusel : Die Kommission wollte sich über die Frage,
ob der Versuch straflos sei oder nicht , nicht bestimmt im Ge¬
setz auSsprechen, sondern das lediglich dem Gerichtshof über¬
lassen. Es werde sich im einzelnen Fall schon zeigen, ob die
vorliegende Handlung des Ministeriums eine Verfassungs¬
verletzung sei oder nicht.

Slaatsminister vr . Stabe ! : Es scheine ihm ganz klar,
daß der Versuch nicht strafbar sei ; es müßte dies auf Grund
des 8 101 des Str .-G.-B . geschehen ; allein dieser könne nur
anwendbar sein auf ein Gesetz , das im Strafgesetzbuch stehe
oder ausdrücklich demselben eingereiht werde.

Der Abg . Kiefer stellt den Antrag, den Abs. 2 des 867s
dahin zu fassen : Jur Fall der Verurtheilung ist die Entlas¬
sung des Angeklagten aus dem Staatsdienst zu erkennen .

Da der Antrag nicht unterstützt wird, kommt er nicht zur
Abstimmung.

Schließlich wird 8 67s nach dem Kommisfionsantrag un¬
verändert angenommen .

Schluß der Sitzung.
-j- Karlsruhe , 5. Juni . 19. öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer . Tagesordnung auf Donnerstag den
7. Juni , Morgens 10 Uhr. 1) Anzeige neuer Eingaben.
2) Prüfung von Wahlen . 3) Berathung des Berichts des
Geh. Raths vr . Bluntschli , betreffend die Eröffnung eines
außerordentlichen Kredits von 1,070,800 fl. zur Beistellung
von 1400 Militärpferden. 4) Berathung des Berichts der
Budgetkommisston über die in den Jahren 1866 und 1867
aus dem Domänengrundstock zu schöpfenden außerordentlichen
Ausgaben.

Deutschland .
Karlsruhe , 5. Juni. Ihre Königliche Hoheit die Groß¬

herzogin ist gestern zu einem mehrwöchentlichenBadaufenthalt
nach Rippoldsau abgereist, in Begleitung der beiden jüngsten
durchlauchtigsten Kinder , der Prinzessin Victoria und des
Prinzen Ludwig Wilhelm . Im Gefolge Ihrer Königlichen
Hoheit befinden sich die Hofdame Freiin v . Röder und der
Kammerherr Freiherr v . Edelsheim .

Zugleich hat sich auch Ihre Kaiserliche Hoheit die Prin¬
zessin Wilhelm, von Höchstihrer Hofdame Freiin v. Mollen-
bec begleitet, zum Kurgebrauch ebendahin begeben .

Frankfurt , 2 . Juni. (N. Fr . Z.) Die von Würt¬
temberginder gestrigen BundeStagS -Sitzung gegebene Er¬
klärung lautet :

Der k. Gesandte ist von seiner allerhöchsten Regierung beauftragt ,
die schon bei seiner Abstimmung am 24 . Mai d. I . über den Antrag
mehrerer deutschen Regierungen wegen Wahrung des Bundesfrieden «
ausgesprochene eventuelle Bereitwilligkeit der k. württembergischen Re¬
gierung zur Zurückführung ihres Kontingente« aus den FriedenSft-nd
»u wiederholen, zugleich aber nachstehende Erklärung beizufügen.



Die k. preußische Regierung hat in ihrer Abstimmung vom 24 . Mai

d. I . in Betreff des oben erwähnten Antrages geäußert , . sie habe es

natürlich gefunden , daß die kaiserl . österreichische und die k. sächsische

Regierung sich bei der Antragstellung nicht betheiligt haben , da die¬

selben zuerst gerüstet und dadurch Anfloß zu der Reihe von Rüstungen

gegeben haben , auf welche sich der vorliegende Antrag beziehe ; sie

hätte aber erwartet , daß aus demselben Gefühl auch die k. württem -

bergische Regierung sich der Betheiligung enthalten hätte . Der An¬

trag würde dadurch den der Sachlage entsprechenden Charakter einer

Interpellation an diejenigen drei Regierungen erhalten haben , die,
ohne sich des Art . Xl der Bundesakte und des Art . XlX der Schluß¬

akte zu erinnern , Vorbereitungen für Selbsthilfe getroffen und da¬

durch die rein defensiven Rüstungen Preußens und in deren Verfolg
die ganze gegenwärtige Spannung hervorgerufen haben . "

Als die k. württembergische Regierung den Antrag aus Wahrung
des Bundesfriedens in Verbindung mit einer Mehrzahl anderer deut¬

schen Regierungen stellte , vermied sie in Uebereinstimmung mit den¬

selben , in bundesfreundlichem Sinne sich lediglich an die Sache hal¬

tend , jede Erörterung über die Frage der Priorität der Rüstungen , da

solche bei der allseitig behaupteten Absicht eines rein defensiven Ver¬

haltens nicht von entscheidender Bedeutung erschien .
Wenn diesem gegenüber die k. preußische Regierung in vorstehender

Weise auf jene Frage zurückkommt , so kann die k. württembergische

Regierung zuvörderst den Ausdruck ihres größten Erstaunens darüber

nicht zurückhalten , daß gerade die k. preußische Regierung keinen An¬

stand nimmt , sie als eine solche zu bezeichnen , welche unter Beiseite -

setznng bundesgrundgesetzlicher Bestimmungen durch ihr Vorgehen die

Rüstungen der k. preußischen Regierung veranlaßt habe .

Der k. württembergische » Regierung wäre es sehr leicht , den Nach¬

weis zu liefern , daß von ihr auch nicht eine vorbereitende mili¬

tärische Maßregel ergriffen worden war , als bereits die in der k. preu¬

ßischen Depesche vom 24 . März angekündigten Rüstungen in vollem

Gang waren ; allein sie findet in dem gegen sie erhobenen Vorwurf

hiefür keinen genügenden Grund .
Sie glaubt sich aber schuldig zu sein , den im Schoße der Bundes¬

versammlung , öffentlich , im Angesicht Deutschlands gegen sie geschleu¬
derten Vorwurf einer Verletzung ihrer Bundespflicht und dadurch ver¬

schuldeter Theilnahme an der Herbeiführung der gegenwärtigen trau¬

rigen Lage Deutschlands öffentlich als einen völlig unberechtigten auf

das entschiedenste zurückzuweisen .

Frankfurt , 3. Juni . Das „ Frkf. Journ . " schreibt : W e
wir vernehmen , hat der Antrag Bayerns , aus den Bund es¬

se st ungen Rastatt und Mainz , sowie aus Frankfurt die

österreichischen und preußischen Truppen wegzuziehen und

durch Truppen anderer deutschen Staaten zu ersetzen , Aussicht
auf allseitige Annahme . Wir erfahren aber in Betreff dieser
Angelegenheit weiter , daß in den genannten Bundesfestungen
die oberen Stellen unverändert bleiben sollen , da einmal bei

ihnen die Gründe jenes Truppenwechsels nicht in Betracht
kommen dürsten , und es sodann schwierig sein würde , nament¬

lich die technischen Behörden , wie diejenigen der Artillerie und
des Genie , den Staaten zu entnehmen , welche eventuell die

Ersatztruppen für die abziehenden Oesterreicher und Preußen
stellen werben .

Stuttgart , 4 . Juni . (N . d . Sch . M .) Auf der Tagesord¬
nung der heutigen Sitzung der Abgeordnetenkammer
standen die beiden Berichte der Fünfzehner -Kommmisston we¬

gen Bestreitung des Mehraufwands sür außerordentliche Mi -

litärbedürs nisse ( Berichterstatter Probst , Mitbericht¬
erstatter Frhr . v . Hofer ) , sowie über den Gesetzentwurf ,
betr . den Aufruf der gesammten Land wehr ( Berichterstat¬
ter Prob st) . Wir entnehmen denselben Folgendes :

Der erste von den beiden Berichten enthält die allgemeine Einleitung
und Begründung der politischen und staatsrechtlichen Lätze , welche die

Kommission ihren Anträgen sür beide Gesetze zu Grunde legt . Der

Fundamentalsatz , von dem die gesammte Kommission wie die Regie¬

rung in ihren Entwürfen auszeht , besteht in Folgendem : Wenn sich

. die zwei mächtigsten deutschen Staaten zum Kampf gerüstet gegen -

überstehen " , so kann es sich für hie dritte Gruppe nicht von Neutra¬

lität , auch nicht von bewaffneter Neutralität handeln . Die Neutralität

ist uns rechtlich und faktisch unmöglich , weil das Bundesrecht die Neu¬

tralität nicht gestattet , weil aber auch abgesehen hievon bei den Ge¬

fahren , die das ganze Vaterland bedrohen , für das Recht einzutretcn ,
eine ernste Pflicht jedes einzelnen Staates ist , und weil der Kamps ,
wenn er unter den Großstaaten entbrennt , sich mit der Gewalt eines

Naturereignisses auf alle kleinern Staaten verbreiten wird . Wir haben
darum nur fest ins Auge zu fassen , worin das Recht besteht , das un¬

sere Vertretung fordert , um hiefür die ganze Kraft , die auch dem

kleinern Staat zu Gebot steht , cinzusetzen .

Die Kommission erörtert nun die Zielpunkte des Kampfes , die Re¬

form der deutschen Bundesverfassung und die rechtliche Stellung der

Herzogthümer , und stellt in Betreff der hiefür von der Regierung zu
erlangenden Garantien , worüber zwar schon in der Thronrede Zusagen
enthalten sind , den Antrag : . Hohe Kammer wolle die Zustimmung
zu dem Gesetze, wie sich dasselbe nach eingehender Berathung gestalten
wird , an die Bedingung knüpfen , daß von Seiten der k. StaatSregie -

rung sofort und unausgesetzt Alles ausgeboten werde , um von den

sämmtlnhen Staaten , mit welchen Württemberg Hand in Hand zu
gehen im Begriff steht , eine feste Gewähr dafür zu erlangen , daß da «

Ziel des drohenden Kampfes nur in dem Rechte Deutschlands bestehen
dürfe , und zwar s ) in der Herstellung des SclbstbestimmungSrechts
der Herzogthümer Schleswig -Holstein und d) in der Einigung des

ganzen deutschen Volkes in einem frei gewählten Parlamente , das ,
mit der Fülle konstitutioneller Befugnisse auSgestattet , die über die

Einzelregicrungcn zu stellende Zentralgewalt zu stützen und mit dieser
den Gesammtwillen Deutschlands zur Geltung zu bringen im
Stande ist . »

Vom Vorstand der Kommission wurde in diesem Betreff eine Note
an das Ministerium des Auswärtigen gerichtet , auf welche der Hr .
Minister erwiederte : . Dem Hrn . Vorstand der Kommission der
Kammer der Abgeordneten für die Vorberathung der Gesetzentwürfe
über die KriegSbedürsnisse habe ich die Ehre , auf dessen Note von

heute zu erwiedern , daß ich in der Lage bin , Namens der k. Staats¬

regierung der Kammer der Abgeordneten vor Beginn ihrer Berathung
über die gedachten Gesetzvorlagen eine den Wünschen der Kommission
durchaus entsprechende Erklärung über die Angelegenheit Schleswig -

Holsteins und der BundeSresorm abzugeben . Ich habe der Kommis¬
sion anheimzugeben , welchen Gebrauch von dieser Mittheilung in ihrem

Berichte zu machen sie sür angemessen hält . Hochachtungsvoll , c.

Stuttgart , den 30 . Mai 1866 . Varnbüler . '

Der Abg . Hölder stellte zu dem Kommissionsantrag noch den

weitern Antrag , dem jedoch nur Fetzer und Rödinger bei¬

traten : » Hohe Kammer wolle neben den von der Mehrheit der Kom¬

mission beantragten Bedingungen die Zustimmung zu dem Gesetzent¬

wurf an folgende weitere knüpfen : daß die Streitkräfte Württembergs
nur , wenn dies durch die Bundespflicht oder zur LandeSvertheidigung
geboten ist, am Kamps Theil nehmen sollen . '

Rödinger will die angesonnenen Opfer verweigern , bis von den

verbundenen Staaten ein Parlament berufen und die deutschen
Grundrechte proklamirt worden seien .

Oester len stellt 2 Anträge , dahin gehend : , 1 ) Die k. Regierung
zu bitten , dahin zu wirken , daß eine engere Verbindung der deutschen
Mittel - und Kleinstaaten , gestützt auf eine gemeinschaftliche Vertretung
und die ganze Wehrkraft des Volks derselben , zu Stande komme ;
2 ) das dringende Ansinnen an die Regierung ausfprechen , a) die

Organisation unserer Wehrkraft im Sinne des VolkSwehr -SystemS
neben vorläufiger Beibehaltung der bestehenden Truppenkörper einzu -
lciten , b) die längst geforderte Reform der Verfassung ohne Verzug
in Ausführung zu bringen . ' Der Antrag 2 wird durch Beitritt ver¬
schiedener Mitglieder zum Antrag der Kommission erhoben .

Nachdem der Minister v. Varnbüler Namens der Regierung
erklärt hatte , daß die von der Kommission gewünschten Bedingungen
durchaus der Auffassung der Thronrede entsprechen , erklärt sich die
Kommission nach kurzer Zwischenberathung sür befriedigt , und trägt
auf unbedingte Verwilligung an .

Erster Redner istRödinger . Die Rüstungen müssen einen volks -
thümlichen Zweck haben , weil sie sich auf die Begeisterung des Volks
zu stützen hätten , welches einen Bürgerkrieg verabscheue . Was aber
sei zu thun ? Soll man sich auf Seile Preußens schlagen ? Dies
wäre unmöglich , indem das Rechtsgesühl des deutschen Volks von der
preußischen Regierung zu sehr verhöhnt worden sei. Oder auf Seite
Oesterreichs ? Gegen Oesterreich habe man aber seit 50 Jahren ein
berechtigtes Gefühl der Mißstimmung ; von dorther drohe die Reaktion .
Daher sollen die Mittel - und Kleinstaaten sich zusammenthun mittelst
eines Parlaments , damit die rein deutschen Staaten unter dem Ban¬
ner des deutschen Rechts vereinigt seien . Ein solches Parlament der
Mittel - und Kleinstaaten wäre ein Kernpunkt , aus welchem mit der
Zeit das Parlament für die Gesammtnation herauswachsen müßte .
Wenn man für die Regierung verwillige , so wie sie exigire , so führe
dies zu nichts Anderem als zu einer Stärkung Oesterreichs .

Mittnacht bezeichnet es als großes Verdienst des Berichts , daß
nunmehr mit dem Standpunkt der Neutralität entschieden gebrochen
sei . Wer neutral bleibe , der leiste dem Großpreußenthum Vorschub ,
was gewiß kein Mitglied in diesem Saal wolle . Als Deutsche haben
wir uns auf die Seile des deutschen Rechts zu stellen . (Zustimmung . )
Wer den Bundesfrieden breche , der sei jetzt unser Gegner . Eine zum
voraus und für alle Fälle ausgesprochene Parteinahme für Oesterreich
halte auch er nicht sür begründet , so wenig als Fetz er und H ölder ;
eine solche zum voraus und für alle Fälle ausgesprochene Parteinahme
« erde aber auch Niemand wollen . Mittnacht wendet sich sofort gegen
Rödinger 'S Antrag , welcher allerdings der Antrag eines Patrioten sei ,
aber auch der Antrag eines Philosophen , welcher ruhig seine Jdcen -

kreise ziehe , es möge um ihn herum Vorgehen , was da wolle . Was
die Kammer der Regierung jetzt verwillige « solle , sei viel sür das
Land , wenig im Hinblick auf die Proportionen des bevorstehen¬
den Kampfes ; die Kammer möge es unbedingt aussprechen , daß
sie sich auf die Seite des Rechts stelle , und zeigen , daß der Geist
des Volks lebe ; wer ihn mißachte , der werde eS erfahren .

Römer : Die Regierung habe sich auf den Standpunkt des Bun¬
desrechts gestellt . Er befürchte aber , daß die Mittel , welche man heute
verwillige , verwendet werden sollen behufs einer dauernden Schwächung
Preußens , behufs der Kvnstituirung der Oberherrschaft Oesterreichs .
Anzeichen für dieses Letztere seien genug vorhanden ( Stellung des 8 .
Armeekorps unter einen österreichischen General ; in Bamberg habe
neben der weitern auch eine engere Konferenz getagt , in welcher auch

Minister v . Varnbüler sich befunden , und diese engere Konferenz ,
Nassau , Hessen , Sachsen , Württemberg , soll direkt mit dem österreichi¬
schen Kabinet in Verbindung stehen ; ferner das Organ der würt -

tembergischen Regierung , der „ Staatsanzeiger " ) . Redner weist so¬

fort hin auf die nichtdeutsche Bevölkerung Oesterreichs , welche dem

deutschen Wesen feindlich gegenübersteh «, sagt , die Begeisterung in

Oesterreich rühre großentheils her von jenen nichtdeutschen Stämmen

Oesterreichs , welche es auf einen Kreuzzug gegen Deutschland absehen

( Widerspruch ) . Ganz anders sei es in Preußen : die deutsche Kultur

sei ein Werk Preußens ( Stimmen : oho !) . Preußen sei ein deutscher
Staat , die Freiheit gegen innen und außen sei ohne Preußen nicht

möglich . Das deutsche Element in Oesterreich verliere gegenüber den

Slaven und Magyaren immer mehr an Boden . Auch die Deutschen
in Oesterreich stehen uns entfernter als das preußische Volk . ( Wider¬

spruch .) Wenn Oesterreich über Preußen gesiegt haben sollte , so werde

es nicht anstehen , den Sieg in seinem Sinn , d. h . in der Knech¬

tung des deutschen Volkes , zu verfolgen . Unter solchen Umständen

müsse er aufs entschiedenste Garantien dafür verlangen , daß die Ge¬

fahren , welche er befürchte , nicht Hereinbrechen . Der Redner möchte
vor Allem die Versicherung haben , ob auch die Regierung streng aus
dem Standpunkt des Bundesrechts sich zu halten gedenke , ob sie ins¬

besondere eine Verkleinerung Preußens nicht zugeben werde . Die

wichtigste Garantie , welche er verlangen müsse , sei das deutsche Par¬
lament , und zwar verlange er, die württembergische Regierung möge
erklären , sie mit ihren Bundesgenossen werde auf Grund des Reichs¬

wahlgesetzes von 1849 sofort jetzt ein deutsches Parlament berufen .
Nur ein Parlament werde im Stande sein , den Frieden zu erhalten
und den einzelnen deutschen Staaten zu ihrem Recht zu verhelfen .

Präl . v . Mehring : Zunächst solle und müsse im Sinn des

ganzen Landes von der Volksvertretung Alles gethan werden , um den

Frieden zu erhalten , und er würde , wenn er Unterstützung finde , in

einem Zusatzantrag dem allgemeinen Verlangen nach Friedm den an¬

gemessenen Ausdruck geben . Wenn der Kampf aber ausbrechen sollte ,
so würde er die Neutralität als eine sittliche , rechtliche , politische Un¬

möglichkeit halten . Der Hr . Prälat kommt nun darauf zu sprechen ,
wie man dem schleswig - holsteinischen Volksstamm den Mund schließe,
wie man seinen Wortführern mit Zuchthaus drohe rc . , und sagt , mit

der tiefsten Entrüstung müsse man jene » Verfahren von sich weisen ,
wo man von einem Bruderstamm aus den andern Bruderstamm
mundtodt zu machen suche. Die Neutralität eines Kleinstaates könnte

sehr leicht dahin führen , daß der siegreiche Staat beim Schluß des

Kriege » jenen Kleinstaat als schätzbares Material ansehen und be¬

handeln würde . Wenn man nun nicht unbetheiligt bleiben könne ,

so werde man sich nicht Dem anzuschließen haben , welcher drohe oder
locke , sondern Dem , welcher erkläre , daß er den Rechtsstandpunkt ein¬

zuhalten gedenke. Er nehme keinen Anstand , auszusprechen : dies ist
dermalen Ocherreich . Oesterreich ist zum Rechtsstandpunkt zurückge¬
kehrt . Die Mitglieder de« Hauses werden fühlen , was eS ihm koste ,
von Preußen sich abzuwenden , mit welchem er durch so viele geistage
Beziehungen sich verbunden wisse. Er hebt dabei hervor , daß er Pro¬
testant sei. Er trenne sich aber nicht von dem preußischen Volk , son¬
dern von der preußischen Mißregierung , welche gegen Deutsch¬
land selbst den Bund mit dem Ausland nicht scheue , und er wünsche
nur , daß eS dem preußischen Volk noch gelingen möge , gelingen selbst
auch mit energischen Mitteln , die Binde wegzuziehen , welche dermalm
die Augen verhülle , damit das unsägliche Unglück von dem deutschen
Volk noch abgewcndet werde . Den Rechtsstandpunkt verlange er , un5
darüber sollte man jetzt von allen Seiten entschieden und offen -sich
aussprechen . Nur keine Konzessionen an ' s Unrecht gemacht ! ruft er
aus , und schließt unter dem Beifall der Kammer : unsere Richtschnur
sei das unveräußerliche Recht und die Grundsätze der ewigen Ge¬

rechtigkeit .

Fetz er : Es lasse sich nicht läugnen , daß die Vergrößerung «- und

Vergewaltigungspolitik Preußens es sei , welche Schleswig - Holstein
zum ersten Opfer sich auserlesen habe , und es frage sich nur , mit

welchen Mitteln man einem solchen Beginnen entgegenkreten solle ?
Die Mittel , welche die Regierung Vorschläge , seien durchaus unge¬
nügend . Die Regierung glaube demnach in der unbedingten Allianz
mit Oesterreich den Schutz zu finden , welchen sie allein sich nicht geben
könne . Wohin dies führe , habe Römer ausgeführt . Die Regierung
sollte die physischen und moralischen Kräfte in Bewegung setzen, um
die dritte Macht zu schaffen, welche im Stand sein werde , jeder der
beidm Großmächte ebenbürtig sich zur Seite zu stellen . Die An¬

nahme des Volkswehr - Systcms würde allein für Württemberg in

wenigen Wochen ein Heer von 100,000 Mann schaffen . Wenn die

Regierung nichts der Art thue , so werde die Kammer bei ihrer Ver -

willigung auf Bedingungen sich zurückziehen müssen . Aber auch mit
den Mitteln , welche die Regierung anzuwenden gedenke, sollte sich die

Regierung nicht kopfüber in den Kampf stürzen ; vielmehr sei es ihre
Aufgabe , Alles zu thun , um den Frieden zu erhalten . Das Ende
des Kampfes könnte ja auch wohl das Ende unserer Selbständigkeit
sein . ( Schluß folgt .)

Darmstadt , 2 . Juni . Man schreibt dem „Frkf. Journ ." :
Die gestern von anderer Seite gemeldete Nachricht , daß ein
Theil der einberufenen Truppen wieder beurlaubt werde ,
ist unrichtig . Bis jetzt ist eine derartige Maßregel , wie wir
aus bester Quelle versichern können , nicht in Aussicht genom¬
men . — Die Konferenzen mittelstaatlicher Militärbevoll¬
mächtigten in München sind gestern geschlossen worden .

Darmstadt , 3. Juni. (Fr. I .) In gestriger Sitzung des
Finanzausschusses Zweiter Kammer erstattete Metz
Bericht betreffs der für die Mobilmachung angeforderten 4
Millionen , und wird Ablehnung der Verwilligung beantragt .
Sämmtliche Mitglieder des Ausschusses , mit Ausnahme des
Abg . Wernher , sollen den Bericht gutgeheißen haben . Der¬
selbe wurde alsbald dem Ministerium zugefertigt , um diesem
Gelegenheit zu geben , vor dem Druck desselben und der Ver¬
handlung in der Kammer dem Ausschuß gegenüber etwa er¬
forderliche Erklärung abzugeben . Die Berathung ist sonach
erst gegen Ende der Woche zu erwarten .

Pillnitz , 4 . Juni . Das „ Wagner . Tel . Korr.-Bur.
" mel¬

det : Der Großherzog von Baden empfing vorgestern
nach der königl . Tafel , zu welcher nur der Staatsminister
v . Beust zugezogen war , Letzter » in längerer Konferenz , hatte
gestern mehrfache Besprechungen mit dem König , und ist ge¬
stern Abend über München zurückgereist .

Hannover , 4 . Juni . (W . T . -B .) Die Erste Kammer
hat den Ucantrag des Schatzraths v . Rössing , betreffend die
politisch Lage , genehmigt . Die Minister stimmten für den
Antrag , „ der keine Provokation Preußens enthalte " .

Schleswig , 4 . Juni . (W. T ..- B .) Der österreichische
Statthalter Frhr . v . Gab lenz traf gestern Nachmittag
mit Hrn . v . Hoffmann hier ein und kehrte Abends nach einge¬
nommenem Diner wieder zurück .

Berlin , 4 . Juni . (Köln . Ztg.) Oesterreichs münd¬
liche Erklärung , es setze voraus , daß Venezien nicht diskutirt
werde , soll von zwei Gesandten in Wien , von welchen einer
der russische , ihren Regierungen gemeldet worden sein . Die
Erklärung der neutralen Mächte , sie müßten diesen Vorbehalt
als eine Ablehnung ansehen , soll vertraulich auf jene münd¬
liche Erklärung Mensdorsf ' s hin erfolgt sein . In der schrift¬
lichen Antwort Oesterreichs ist der Vorbehalt allem Anschein
nach umschrieben und angedeutet . Vielfach wird geglaubt ,
Oesterreich suche einen Aufschub zur Ergänzung seiner noch
nicht ganz vollendeten Rüstungen . Preußen wird , wie man
glaubt , auch den österreichischen Provokationen in Frankfurt
gegenüber vorerst in der Defensive bleiben , seinen Besitzstand
in den Herzogthümer » indessen selbstverständlich nöthi -

genfalls vertheidigen .

Berlin , 4. Juni . Der „Staatsanz. " macht bekannt ,
daß die Wahlmänner - Wahl auf den 25 . Juni und die
Abgcordnetenwahl auf den 5 . Juli festgesetzt worden
ist . — Dem heutigen Situationsartikel der „ Kreuz -Ztg .

"

entnehmen wir folgende Stelle :
Daß aus der Bundeserekution Krieg folgen würde , ist

uns unzweifelhaft . Das Wiener Kabinet weiß das so gut wie wir ,
und es scheint fast , als ob es diesen Weg zum Bund hin jetzt eben

eingeschlagen hätte , um sich durch einen Bundesbeschluß die Gelegen¬
heit zum Krieg zu verschaffen , die es doch nicht gut kurzweg vom

Zaun brechen kann . Dafür spricht auch die Einberufung der holstei¬

nischen Stände nicht nur ohne Preußens Mitwirkung , sondern offen¬
bar gegm Preußen gerichtet . Diese Stände sollen erklären , daß sie
mit Preußen keine Verbindung haben wollten , daß das Land einmü -

thiglich den Prinzen von Augustenburg als Herzog verlange ! Und
aus solchen Kundgebungen soll dann am Bund Kapital gemacht wer¬
den I Dies Alles thut Oesterreich trotz und gegen den Vertrag von

Gastein . Und nun sollen wir doch noch sagen , Oesterreich wäre fried¬

fertiger als Preußen ? Wer drängt denn jetzt auf eine Entscheidung
! und damit — wie heute die Dinge stehen — zum Krieg ? Preußen
'

hat immer wieder erklärt , daß es warten könne und wolle ; Oester -



reich aber unterwirft die Rechte Preußen - kurzab brr Entscheidung de»
Bunde « , bezw . der holsteinischm Agitatoren . Damit drängt es ebm
zum Krieg !

Die „ Nordd . Allg . Ztg .
" schreibt :

E » durfte vielleicht atS ein Zeichen de» Vertrauens auf den Erfolg
dn Fritzren - bestrebungen mittelst der Konfermzen angesehen werden ,
daß da« Gardekorps noch nicht zur Armee an der Grenze abge¬
rückt war . Der bereits dazu ertheilte Befehl wurde fistirt , sobald die
preußische Regierung den Entschluß gefaßt hatte , die bevorstehenden
Konferenzen in Paris zu beschicken . Wenn inzwischen die Hoffnungen
sür den Frieden durch das Verhalten Oesterreichs immer mehr schwin¬
den , indem Oesterreich di« Erörterung der venetianischen Frage an den
Beratbungen auf der Konferenz ganz abgesetzt haben will , in der hol¬
steinischen Frage aber durch Uebertragung derselben an den Bund den
Boden ds» Gasteiner Vertrags verläßt , so hat auch die Regierung
nicht länger zögern können , den heute begonnenen AuSmarsch des
Gardekorp « anzuvrdnen . Auch für diese Truppen werden die Eisen¬
bahnen theilweise noch benützt werden können ; demnächst aber wird
nur noch der Transport von Kriegsmaterialien durch Bahnzügc er¬
folgen . Gröbere Dislokationen von Truppen auf dem Schienenweg
dürften für die nächste Zukunft alsdann nicht weiter zu erwarten
stehen.

Wie « , 4 . Juni , Vormittags . Die „ Generalkorresp.
" ist

ermächtigt , die Nachricht der „ Jndep . Belge "
, wonach die

Kaiserin von Oesterreich sich brieflich an die Kaiserin
der Franzosen gewendet hätte , damit viese die Erhaltung des
Friedens befürworte , für durchaus unbegründet zu erklären .
— Die Patzre Vision ist an der böhmischen Grenze des
Reichs bis auf weiteres wieder eingeführt worden .

Wie «, 4 . Juni . ( A. Z .) Graf Meusdorfs erwartet noch
die Erwiederung auf seine die Einladung zur Konferenz
beantwortenden Schreiben an die drei Mächte . — Man
nimmt bereits die Einberufung des holsteinischen Kon¬
ti n g e n t s in Aussicht . — Ein österreichisches Rundschrei¬
ben stellt die Verletzung des Gasteiner Vertrags in Abrede .

Wien , 4. Juni . (W . T .-B .) Die „Wien . Abendpost"
schreibt :

Durch die Erklärung Oesterreichs in der letzten Bundestags -Sitzung
ist die weitere Entwicklung der schleswig - holsteinischen
Frage , soweit Oesterreich auf dieselbe einen direkt bestimmenden
Einfluß zu nehmen berechtigt war , den Entschließungen des Deutschen
Bundes anheimgestellt worden . Die Motive dieses Schrilles der öster¬
reichischen Regierung sind bekannt : sie beruhen einfach auf der durch
die Ereignisse völlig ausreichend begründeten Erkenntniß , der Unmög¬
lichkeit, sich mit Preußen über ein dem allgemeinen deutschen und dem
Landesrecht der Herzogthümer entsprechendes Definitivum zu verstän¬
digen . Die Konsequenzen des Vorgehens der österreichischen Regierung
ziehend sehen wir in erster Linie , daß dabei sestgehalten wird an der
ursprünglichen unzweifelhaften österreichisch-preußischen Aktion sowohl
als a >ch an den gemeinsamen österreichisch-preußischen Vereinbarungen .
Beide konnten nur aus der prinzipiellen Basis des deutschen Rechtes
beruhen . Oesterreich regiert auf den rechtlichen Grundlagen des Wiener
Friedens und ist fern davon , den provisorischen Satzungen de« Ga¬
steiner Vertrages ihre Giltigkeit bis zum Definitivum zu bestreiten4
Die Einberufung der holsteinischen Ständeversammlung gibt davon
Zeugniß .

Die Sache liegt indeß so : der Wiener Friede süberträgt den beiden
deutschen Mächten das Recht der Disposition über die Herzogthümer ,
aber wahrlich nicht für eine dem Recht zuwiderlaufende Disposition .
Er erschöpft das Wesen der Sache nicht , bezeichnet es aber in einem
entscheidenden Punkt , wenn man sagt : Die Verträge geben Preußen
und Oesterreich das Recht zur Durchführung des Rechts . Dies Recht
mochte in Würdigung der Mitverdienste Preußens um die Befreiung
der Herzogthümer , in Würdigung seiner politischen Stellung im Nor¬
den Deutschlands und seiner politischen Bedürfnisse inzwischen Ein¬
schränkungen unterworfen werden ; allein es bei Seite schieben wollen ,
da« konnte die österreichisch -preußische Abmachung nicht , ohne das
Ziel des gemeinsamen Vorgehens gegen Dänemark zu verläugnen ,
ohne in den Herzogtümern eine neue Vergewaltigung an die Stelle
jener zu setzeu, zu deren Beseitigung man die Waffen bis an Jütlands
Nordspitze getragen , und ohne eine zerstörende Hand an die Grund¬
bedingungen des Deutschen Bundes zu legm . Jede natürliche und un¬
befangene Auffassung und Interpretation der Verträge führt daher
zuletzt wie von selbst auf die Verweisung der Frage an den Bund

Wäre das Recht der Herzogthümer von vornherein unzweifelhaft
klargestellt gewesen , wären namentlich Oesterreich und Preußen im
Sinne dieses Rechtes über die Grundlagen eines Definitivum « einig
geworden , dann allerdings hätte es vielleicht des Bundes nicht bedurft ,
um auf der Basis des durch den Wiener Frieden geschaffenen Dispo -
fitionsrechtes der Großmächte zur Entscheidung zu gelangen . Allein
alle Versuche Oesterreichs , Preußen für eine Lösung zu gewinnen , die
das Wiener Kabinet im Einklang mit fast ganz Deutschland als die
dem Recht entsprechende anerkennen mußte , sind gescheitert . Was
konnte natürlicher sein , als daß Oesterreich sich entschlossen , die älte¬
ren Rechte de« Bundes , die durch die Vereinbarungen mit Preußen
nicht in Frage gestellt werden konnten , frei walten zu lassen und dem
Deutschen Bunde die Entscheidung der Sache anheimzustellen ?

Preußen aber , so scheint es, könnte um so weniger gegründete Ein¬
sprache gegen Oesterreichs Vorgehen erheben , als es in seiner Stellung
iur Frage geradezu durch Alles an den Bund gewiesen ist. Jahr «
hindurch hat e« nicht als europäische Großmacht , sonder » als Glied
des Deutschen Bunde « an der schleswig - holsteinischen Frage her -
»vrragenden Antheil genommen ; zur BundeSerekulion ist e« im Kampf
gegen Dänemark gegangen , ehe dieser durch die Halsstarrigkeit der
Dänen dm Charakter des Krieges angenommen . Es behauptet An¬
sprüche aus die Herzogthümer , bezüglich deren e« unmöglich sich allein
sds Richter betrachten kann . Bestimmen nicht augenblickliche Vortheiledie »bersten Grundsätze seiner Haltung , hat es sich noch einen Rest
dundesteuer Gesinnung bewahrt aus der Politik der Militärkonvention ,d" Einzelbündnifse und der Zetteleien mit fremden Mächten , dann
wird e« sich der Entscheidung de« Bundes fügen , wie Oesterreich sichshr zu fügen entschlossen ist. Nicht die Rivalität gegen Oesterreich ,die Quelle mehr al « einer Verwicklung , kann heute seine Entschlie¬
ßung bestimmen . Denn Oesterreich hat sich individuell , ohne da - Recht
Preußens zu verletzen , ohne der Schlußentscheidung zu präjudiziren ,d»u der Wetterführung des Streites zurückgezogen . Es hat der Er -

i Haltung des Friedens eine neue Bahn gebrochen ,
l Weigert sich Preußen , sie zu betreten , so ist diese Weigerung gegen! den Bund gerichtet . Es zerreißt das Deutschland fesselnde Band ,

wenn es der Entscheidung de» Bunde» seine Unterwerfung versagt.
Möge man sich in Preußen über die Konsequenzen klar sein , welchedie nächsten Schritte de« Berliner Kabinet » nach sich ziehen müssen ;
mögen diese Schritte von wahrhaft deutscher Gesinnung diktirt werden ,
frei von jener Leidenschaftlichkeit und jmer Auffassung des Berufs des
preußischen Staats , die zu lange schon die Politik des Berliner Ka -
binet « bestimmt haben .

Italien .
Florenz , 29 . Mai . ( Köln. Ztg .) In den Provinzen Haidie zeitweilige Einstellung der Freiwilligeneinschreibung

Exzesse von Seiten der Abgewiesenen zur Folge gehabt .So mußte man in Genua , Mailand und Modena militärisch
einschreiten , um die Ruhe herzustellen . Um unnöthige Auf¬
regung zu verhindern , hat die Regierung das auf den näch¬
sten Sonntag fallende Konstitutionsfest für dieses Jahr ab¬
bestellt . Ueberhaupt hält sie das Steuer bis jetzt in fester
Hand ; sie wird aber nur so lang dazu im Stand sein , als das
Volk das Vertrauen bewahrt , daß auf die eine oder die andereArt aus der gegenwärtigen Krisis die Befreiung Venetiens
hervorgehen werde . — Ein königliches Dekret wird demnächstden Wittwen und Waisen der gefallenen Freiwilligen die¬
selben Rechte zuerkennen , welche die Hinterbliebenen der regu¬lären Soldaten genießen . — Die Organistrung des Trains ,eine kostspielige Sache , macht dem Kriegsminister keine geringe
Schwierigkeit . Man wird jetzt jedes Regiment desselben umeine Kompagnie vermehren . — Die finanzielle Lage bleibt
fortwährend sehr unerfreulich . Man spricht ernstlich von der
Nothwendigkeit einer Zwangsanleihe .

Florenz , 2 . Juni . Der Formirung einer polnischen
Legion hat sich die Regierung , wahrscheinlich aus Rücksicht fauf Preußen und Rußland , widersetzt , und es ' den Polen , ,welche für Italien kämpfen wollen , freigestellt , sich in die übri - zgen Freikorps einreihen zu lassen , ohne jedoch ein eigenes ?
Korps zu formiren .

Ganz gescheitert ist aber der Versuch , eine ungarischeLegion zu bilden , obwohl die Regierung der Bildung eines sol¬chen Korps keine Hindernisse in den Weg legte . Der frühereKommandant der frühern sog. ungarischen Legion , Oberst
Fölvvari , hatte die Initiative zur Bildung dieser Legion er¬
griffen . Aber nicht einmal das Offisierkorps für ein Ba¬taillon konnte zu Stande gebracht werden ; die Legion , in
welcher Abenteurer aller Nationen , Deutsche , Magyaren ,Rumänen , Griechen , Slaven und selbst Franzosen dienen ,kam nicht über die Cadres , d . i . 12 Offiziere und 131 Mann ,hinaus .

Turin , 29 . Mai . (Sch . M .) In den Depots der Frei¬
willigen sind zur Stunde 25,000 Mann , die in der erstenWoche des Juni weitern 25,000 Mann durch Abmarschirenan die Grenze Platz machen werden . Unter den lombardisch -
venetianischen und auch den neapolitanischen Freiwilligen be¬
finden sich die Söhne des reichsten Adels ; unter den bekann¬
teren Namen nennen wir die des jungen Herzogs von Forli ,des Herzogs von Girella und des Fürsten della Cisterna .Senator Jmbriani hat von vier Söhnen drei und ein Hr .Ronchei in Neapel alle seine Söhne , sieben an der Zahl , unterden Freiwilligen . Aus der wissenschaftlich - literarischen Welt
haben viele bekannte Namen augenblicklich dem Schreib - und
Studiertisch Valet gesagt und die Feder mit der Flinte ver¬
tauscht , so der Abg . Professor de Luca , der Professor des
Handelsrechts Vidari , der Professor der Chemie Turiello , der
Redakteur des „ Diritto "

Abg . Civinini , der Redakteur der
„ Patria " Salvatore , u . A .

Frankreich .
- K Paris , 4 . Juni . Wie überraschend die WeigerungDesterreichs kam , an den Konferenzen Theil zu nehmen ,sgeht daraus hervor , daß der Kaiser am Samstag Morgen die
Vorkehrungen zur Abreise nach Fontainebleau abbestellt
halte , weil er wegen der Konferenzen in Paris bleiben wollte .
Jetzt wird vielleicht dieser Gegenbefehl aufrecht erhalten .Die Depesche der österreichischen Regierung auf die Ein¬
ladung Frankreichs wurde gestern ( Sonntag ) überreicht .
Fürst Metternich wurde vrm Kaiser empfangen . Gleiche
Ehre wurde auch Hrn . Nigra zu Theil , welcher im Laufdes Tags die zustimmende Antwort seiner Regierung Hrn .Drouin de Lhuys übergeben hatte . — Der Entschluß Oester¬
reichs wird eine Waffe in den Händen seiner Gegner sein .Bereits heute sagt die „ Patrie " u . A :

Wenn man Italien , welches so viel Opfer gebracht hat und bringt ,um eine Armee auf dem Kriegsfuß zu halten , wenn man diese Re¬
gierung steht die Bevölkerung im Zaum halten , die herbeieilt , um
sich mit dem Feinde zu messen u . s. w. , wenn man diese Regierung
ruhig die Eröffnungen annehmen sicht , die zum Frieden führen könn¬
ten , wer wagt es da noch zu behaupten , daß die Gewalt in Italien
in die Straße fiel ? . . . Indem Italien auf die Kongreßidee einging ,
zeigt es ganz Europa , daß das Unrecht nicht auf seiner Seite ist, und
daß nicht auf es die Verantwortlichkeit des vergossenen Bluts und des
Friedensbruchs fallen würde . . . . Es scheint uns unzulässig , daß
die Wiener Regierung kaltblütig Europa die letzte Friedenschance ent¬
zogen habe ; daß sie mit einer Art von Befriedigung die traurigen
Folgen eines Kriegs betrachte , — erst lokal , bald aber allgemein durch
die Gewalt der Dinge . In der Zeit , in welcher wir leben , ist eine
Politik , welche zum Kriege führt , eine falsche Politik , die einige ver¬
einzelte Anhänger um aulokratijche Regierungen geschart sür sich ha¬
ben kann , die aber die freien Regierungen wie die Völker gegen sich
hat . Persönliche Einflüsse scheinen plötzlich in Wien gesiegt zu haben ;werden sie triumphiren über die Einflüsse , welche seit einem Monat
die Klugheit des Herrschers , die Weisheit der Minister und die öffent¬
liche Meinung ausübten ? Wir werden daran zweifeln bis zum letz¬
ten Augenblick , weil wir nicht glauben wollen , daß in dem Spiel ,wo die Ruhe Europa '« der Einsatz ist , der Erfolg etlichen wenigen
Anhängern der Gewalt bleiben könne .

^ Girardin hält den Entschluß Oesterreichs , sich nicht an
der Konferenz zu betheiligen , für einen nicht wieder gut zu
machenden Fehler . „ Oesterreich "

, sagt er , „ setzt gegen den
Bund von Preußen , Frankreich und Italien seine Existenz
auf 's Spiel . Es vergißt , daß es nur das Band ist , welches
einen Bündel zusammenhält . Was wird aber aus dem Bün¬

de^ wenn das Band reißt ? " — In Erwartung , daß das neue
Gesetz über die im Ausland begangenen Vergehen und Ver¬
brechen gestatten werde , die Franzosen auch sür ihre „ kaits L
Zostos

"
außerhalb Frankreichs zur Verantwortung zu ziehen ,

zog eine Würdigung dieses Gesetzes dem „ Phare de la Loire "
eine zweite Verwarnung zu . — Der Herzog v . Gram - :
rnont wurde heute vom Kaiser empfangen und reist diesen s
Abend auf seinen Posten nach Wien mit Instruktionen ab , die >
sich auf die österreichische Antwort beziehen . — Die Fürsten - '.
thümer - Konferenz hielt heute eine Sitzung . — Heute
fand die Trauung des Frln . Carmen Aguado mit dem neu¬
gebackenen Herzog v . Montmorency und die Beerdigungdes großen Eisenbahubau -Unternehmers Parent - Schaken
statt . — Die Börse bot heute , wie Sie sich denken können ,unter dem Eindruck der Moniteur - Note einen traurigen An¬
blick Rente fiel von 63 .35 auf 62 .40 und 62 .75 , ital . Anl .
von 38 .80 auf 36 . 60 . Mobiler verlor oen 500 . Oesterr .
Staatsbahnen fielen auf 282 , Lombarden 276 u . s . w . —
Der Verlust durch die Baisse der Werthe von Ende April bis
Ende Mai wird auf 600 Millionen angeschlagen .

Bade « .
H eidelberg , 3 . Juni . ( Mnnh . I .) In Folge des von dem

Frankfurter Zwölserausschusse erlassenen Aufrufes hat sich auch hierein demokratischer oder Volksverein gebildet . — Gestern Abend
war wieder eine Versammlung zur Besprechung von Gegenstän¬den aus dem Bereiche der Tagespolitik angeordnet . Als Redner tra¬
ten verschiedene jüngere Dozenten auf , hierunter die HH . Cantor ,
Ascher , Wundt . Die Versammlung war schwächer besucht als jene
vor 8 Lagen , und hatte in ihrem Verlaufe nichts besonders Erhebli¬
ches aufzuweisen .

Villingen , 3. Juni . Heute wurde der berühmte Muflk -
werkfabrikant Hubert Blessing zur Erde bestattet , der an einem
Lungenleidcn , 43 Jahre alt , starb .

Vermischte Nachrichten.
— Neustadt a . d. H .< 3 . Juni . ( Ps . Kur .) Die heute hier stattgehabte

Volksversammlung war von mehreren Tausend Personen be¬
sucht . Die nachfolgenden Resolutionen : 1) „die Versammlung ver¬
abscheut den Bruderkrieg "

, begründet durch Hrn . vr . Knecht ; 2 ) »die
Versammlung erwartet , daß die Volksvertretung von der Regierung
positive Garantien dafür verlange , daß ihr leitender Grundsatz bei
allen politischen Maßnahmen der sei , unsere Provinz nicht zu gefähr¬den "

, begründet durch Hrn . vr . Buhl ; 3 ) . ganz Deutschland und
insbesondere Bayern hat die Pflicht , sür jeden Fuß breit deutschenLandes einzustehen ; die Ursache des gegenwärtigen Unglücks ist die
Kabinetspolitik ; die Versammlung verlangt , daß die Regierungen sich
aus das Volk stützen und ein deutsches Parlament auf Grund des
Reichswahlgesetzes sofort veranlassen, "

begründet durch Hrn . I . Exter ,wurden sämmtlich einstimmig angenommen .
— Nürnberg , 3 . Juni . ( Fr . I .) Die heutige Volksver¬

sammlung war von etwa 4000 Männern besucht , welche einstim¬
mig die 5 Punkte der Frankfurter Volksversammlung und folgende
zwei Zusätze annahmen : . Wir verwerfen jede Einmischung des Aus¬
landes in die deutschen Angelegenheitm . Wir erklären >s als Hoch -
verralh an der Nation , wenn eine deutsche Regierung einer solchen
Einmischung zustimmt oder ihr die Hand bietet . " — . Jedem derarti¬
gen Vorgehen , sei cs des Auslandes , sei es einer deutschen Regierung ,m t den Waffen zu begegnen , ist heilige Wicht des Deutschen Volkes . "

— Bonn , 2 . Juni . Die . Bonn . Ztg ." mlhält folgende Notiz :
. Nachdem der ordentliche Professor der evangelischen Theologie und
Umverfilätsprediger , Hr . vr . Plit 1 , in Folge bekannter Vorgänge
sür angemessen gehalten hatte , bei dem Hrn . Minister der geistl . und
Unterrichtsangelegenheiten die Niederlegung seine» akademischen Lehr -
und Predigtamts anzubieten , bat Se . Maj . der König dieselbe an¬
zunehmen und das Dimissoriale unter dem 26 . Mai zu vollziehen
geruht . "

— Erfurt , 27 . Mai . Da in vielen Dörfern der Umgegend die
Masern in einem Grad herrschen , daß in ihnen die Schulen haben
geschlossen werden müssen und die meisten Wohnhäuser gleichsam zu
Lazarethcn geworden sind , so muß es als ein sehr günstiger Umstand
betrachtet werden , daß die angekündigte Verlegung eines Armeekorpsaus den Westprovinzm hieher bis jetzt nicht zur Ausführung gekom¬men ist .

— Der kürzlich verstorbene Bischof von Szathmar , vr . Michael
Haas , hat in seinem Testament als Universalerben seines gesammlen
Vermögens 30 Schullehrer der ärmsten Elementarschulen seiner Diözeseeingesetzt , an welche die Zinsen des zu kapitaliflrenden Vermögensjährlich vertheilt werden sollen .

— Zu dem Karakosow ' schen Prozeß sind in Petersburgbis jetzt 139 , in Moskau 98 Personen verhaftet worden , von diesenin Moskau während der Untersuchung 2 Personen , in Petersburg 9
gestorben . ( Ost -D . Z .)

» Das Hamburger Post -Dampfschiff . Borussia " , Kapitän Sch wen -
sen , von der Linie der Hamburg -Amerikanischen Paketfahrt -Aktien -
Gesellsebaft , ging , expedirt von Hrn . August Bolten , William
Miller '« Nachf . , am 2. Juni von Hamburg nach Neu - York ab .

Außer einer starken Brief - und Paketpost hatte dasselbe 72 Passa¬
giere in der Kajüte , und das Zwischendeck mit Passagieren voll besetzt,sowie auch den Laderaum mit Maaren .

* Neu - Uork , 22 . Mai . ( Per Dampfer „China " und per Tele¬
graph von Rochespoinl .) Das Post -Dampfschiff des Nordd . Lloyd ,. Bremen "

, Kapitän H . A. F . Neynaber , welches am 6. Mai von
Bremen und am 9. Mai von Southampton gesegelt war , ist
heute 4 Uhr Morgens , nach einer Reise von 12 Tagen >2 Stunden ,wohlbehalten hier angekommen . Gvldagio 33 Proz .

Karlsruher Witteru «gSbeobachtrmgen .

4 . Juni .
Sarame -

ter
Ther¬

mo¬
meter .

Sind . Aimmel . » ittemitrg .

Morgens7Nhr 27 " 8 33 " 4 - 1C8 S . W . schw . bew. beiter , mild
Mittags 2 , „ 9 .80 17 .0 stark . trüb , windig
Nachts 9 . . 10,73 4 - 12 .0 » » . leichter Regen

Verantwortlicher Redakteur :
vr . I . Herrn . Kroenlein .



Bekanntmachung.
Z.i.393. Karlsruhe . Bei der heute dahier statlgehabten Pferdeverloosung

nummern mit nachbezeichneten Gewinnem heraus :
LooS-Nr . 92 — Gewinn -Nr . 9 , eine Fahrpeitsche,

16, eine Reitpeitsche,
- 1 , ein Phaeton ,
> 12 , eine Fahrpeitsche,

13, ein Stallhalster ,
> 27, eine 4jährige

Braunstute ,
- 11, eine Reitpeitsche

mitSilberbeschläg ,
- 15, ein Stallhalfter ,
> 14 , eine Reitpeitsche

mitSilberbeschläg .
- 6, ein englisches

Stangenzeug ,
- 3 , ein zweispänniges,

filberplattirteS
Pserdgeschirr,

- 26 , ein 4jähriger
Braunwallach ,

- 7 , eine Fahrpeitsche,
- 2i), ein 4jähriger

Braunwallach ,
- 17 , eine 3jährige

Braunstute ,
Karlsruhe , den 4 . Juni 1866.

_ Verloofungs -Kommisfio» . _ —

Bad Freyersbach.
Z .i .337 . Meine Badanstalt ist seit hem 1 . Juni wieder eröffnet. Im Laufe dieses Jahres habe ich ver¬

schiedene Verbesserungen der Anstalt angedeihen lassen . namentlich sind die Douchcbäder aufs vollkommenste

Hergestell! und die Vaginal Dvuche auf sämmtliche Badkabinette ausgedehnt worden.

So wie ich in wirlhschaftlicher Beziehung meine Anstalt aufs beste zu vervollkommnen suchte , habe ich

auch für eine entsprechende und gewissenhafteärztliche Behandlung meiner Kurgäste Sorge getragen.

Dreimal tägliche Postomnibus -Verbindung mit der Eisenbahnstation Appenweier , welches die Taufe der

großherzogl. Staatseisenbahnen näher besagen .
Bad Freyersbach, im Juni 1866.

, Badeigenthmner.

102
133 -
262 —
325 —

1009 -

1100 -

1678 -
1788 -

2396 —

2634 -

2813 -

2857 -
3007 -

3256 -

LooS -Nr . 3677 — Gewinn -Nr .

. 4093 -
- 4337 —
- 4361 —
. 4362 —

- 4456 — »

- 4703 —

. 4830 -

- 4957 — -

- 5001 —

. 5003 —

5236

kamen folgende LooS-

19, eine4jährtgeFuchS-
stute,

10 , ein Stallhalfter ,
8 , ein Stallhalfter ,
2 , ein Phaeton ,

25 , eine 3jährige
Braunstute ,

21, eineMhrigeRaPp .
stute,

18, eine Mhrlge
Braunstute ,

24 , eine 4jährige
Braunftute ,

22, eine 4jährige
Biaunstule ,

23 , eine 3jährige
Braunstute ,

4, ein einspänniges ,
schwarzes Pferd -
gefchirr.

5, ein engl, komplet¬
ter Sattel .

Z .i .378. Nr . 9121 . Karlsruhe .

Z .i .271 . ad Griesbach
ist wieder eröffnet. Die Kuranstalt , 1684' über dem Meere gelegen , in romantischer Gegend, vor Nord - und

Ostwinden geschützt , von Fichtenwaldungcn umgeben , mit mildem gesundem Klima und reiner Waldlust , besitzt

neben der berühmten alten , durch Neufassung wesentlich an Gas und Wasser reicher gewordenen Stahlquelle

nunmehr noch zwei weitere neuentdeckte , durch Fassungen dem Kurtrinken zugängig gemachte Eisensäuerlinge ,

welche sich besonders bei Blutarmuth uud Schwächezuständendes Nervensystems empfehlen.

Aerztliche Anfragen beantwortet der großh . Badearzt vr . Haber er .

Post - und Telegraphenbureau in der Anstalt .
Täglich 3malige Pvstverbindung mit der Eisenbahnstation Appenweier.

Badeigenthümer.
Z i.390. Bud-Eröffumig
der Elisabethenquelle zu Nothenfels

seit 1 . Juni .
Dieses heilkräftige Bad im schonen Murgthal zeigt sich besonders wirksam bei Störungen der Verdauung

und daraus entspringenden Leiden , bei Blutarmuth , Bleichsucht , skrophulösen und andern Leiden der Blut¬

mischung, besonders auch der englischenKrankheit der Kinder , desgleichen bei Nervenleiden. Besonders eignet

sich der Aufenthalt auch für Rekonvaleszenten aus schweren Krankheiten.

Täglich zweimaliger Postverkehr mit den Eisenbahnstationen Rastatt und Muggensturm . Alle Arten von

Mineralwasser . Kalte Murgbäder . I . Mächte .

Z .t .340. Straßburg und Kehl am Rh .

Geschäfts-Anzeige.
Ich bringe hiemit zur ergebensten Anzeige . daß von Heute an auf meiner Fabrik am alten Bahnhof bei

Kehl Bestellungen für alle Sorten franz . „ Gyps " angenommen und prompt ausgcführt werden.

s ) Plafonltgyps , weißbrand, mitrelkörnig, franco Waggon Kehl pr . 100 Pfund . . 36 kr.

b ) . „ fein . „ - . . . . . . 40 kr .

e) Figuren - « . Stiickgyps , ganz fein „ , „ . . . „ 2 fl. 12 kr.
trockene >

g) Felvgyps , Feinkorn , in 3 Sorten für mittel ! Felder pr . Sester . 9 kr .
nasse 1

Säcke zum Transport werden auf Verlangen von der Fabrik geliefert , und zwar bei ganzen Waggon -

Ladungen gratis , wenn solch« innerhalb 8 Tagen franco retour gesandt werden; verspätete Rücksendungen

werden mit 2 kr . pr . Sack und Pr. Woche , fehlende Säcke mit 45 kr. pr . Stück berechnet .

Gleichzeitigbringe ich zur empfehlenden Anzeige , daß ich vom 15. diese« an ein Lager sämmtlicher Saar¬

kohle« (en gros ) halten werde.
Unter Zusicherung billiger und reeller Bedienung .

Stratzburg und Kehl am Rh . , den 1 . Juni 1866. BuchmÜllek .

Z.g.285 . Karlsruhe .

Rach New-Pork
jede Woche zweimal per Dampfboot zu bedeutend ermäßigten Preisen .

Rabus Sk Stoll i» Mannheim .
HrwSH HpevrkL Sohn AorlÄrnhe .

Hamdurg-Ämerikanische Packetsahrt-Aktien-Gcsellschast.
Direkte Post Dampfschifffahrtzwischen

Hamburg und Rew - Bork ,
eventuell Southampton anlaufend, vermittelst der Post -Dampfschiffe

Germania » Capt . EhlerS » am 8 . Juni .
Vavaria , . Taube , » 16 . Juni . '

Saxonia , , Meier , , 23 . Juni .
Hammonia ( im Bau ) .

Teutonia ,
Allemmmia ,

Capt . HaaS , am 3V. Juni . *

. Trautmau » . 7. Jali .

Limbria (im Bau) .
Die mit ' bezeichne« » Dampfschiffe laufen Southampton «icht an .

Danaaevrriser Erste Kajüte Pr. Ert . Thlr . ISO, Zweite Kazüre Pr. Erl. Thlr . 110, Zwischendeck
Pr . Ert . Thlr . 80 . ,

Fracht bis aus Weiteres ermäßigt auf Pfd . St . 2. 10 pr. ton von 40 Hamb. Kubttfuß mrt

150/0 Primage .
Näheres bei dem Schiffsmakler August Bolten , Wm . Miller ' s Nachfolger , Hamburg ,

und dessen Agentm : Karl Hund in Acker« und dem Eentral -ExprditionS -Burrau Mannheim

Walter . Reinhardt Li Müller . _ Z.gL71 .

Z .i.394 . Bruchsal .

BekannLnrachung.
ZufolgeBeschluffeS des GemeinderalhS vom 16. Dez .

0 I . , und Genehmigung großh. Ministeriums des

z
'
nnern vom 25 . Mai d. I . , Nr . 6976, wurde das

»hiesige Leihhaus " ausgehoben.
Der letzte Tag zur Emlrguug »0» Pfändern ,st

»« IS . Juni , und für die Verzinsung der Pfand¬
scheine der 30. Juni d. I . bestimmt.

Bruchsal, den 5. Juni 1866.
LeihhanS-Derwaltnng .

Z . i.389. Mannheim .

Hans-Verkanf.
Ein Haus , inmitten der Stadt Mann¬

heim, ist wegen GeschäftSveränderungau « freierHand zu
verkaufen. Das Hau « iß zweistöckig , 50' breit und
70' lang oder tief , hat 2 Speicher , großen Hosraum ,
Remise, Heuspeicher und Stallung für 14 Pferde .
Dasselbeeignet sich sür jedes Geschäft, für einen Kauf¬
mann en xros , ebenso sür ein TabakSgeschäft oder

Hopfenhandlung . Gef. Frankobriefe sud K. öl . 111 .
des. die Erped. dt« Mannheimer Jonrnal ».

Diejenigen LiviUhierarzte , welche geneigt sind , sich

U
Tage » bei dem Kriegsministerium mündlich oder
schriftlich zu melden.

Diese ThierSrzte werden zunächst zur Versetzungdes
Sanitätsdienstes bei denjenigen Militärpserden ver¬
wendet , welche in ' »er Nähe von Karlsruhe unterge¬
bracht werben sollen.

Karlsruhe , den 1 . Juni 1866.
GroßherzoglicheSKriegsministerium .

Ludwig .

Z .i .370. Rgith ^ nbuch .

Aufforderung .
Wegen Erbschaftslheilung der Verlaffenjchaft des

verstorbenen Johann Georg Metzler , Bürger und
Kübler zu Raithenbuch , werden Sämmtliche , welche noch
Forderungen an dieselbe zu Machen haben , aufgesor-
dert , soweit solches noch nicht geschehen, die Rechnun¬
gen bis zum 18 . d. M . an Unterzeichneten einzureichen,
da später einkommenbe Forderungen nicht mehr be¬
rücksichtigt werden können.

Raithenbuch, den 1. Juni 1866.
Im Aufträge :

Bürgermeister Bechtle .

Z .i.358 .b . Rastatt .

ein noch ganz neues , mit 7 Oktaven , von dem be¬
rühmten Meister Heitzman» in Wim gefertigt, ist we¬
gen Wegzugs billig zu verkaufen. Näheres bei Kom -

misfionar I . Müller .
Z .i .37l . Nr . 2291. Krautheim .

Schloß- und Gartenverkauf.
Das ärarische Schloß- und Oekonomiegebäude zu

Eubigheim nebst ein Morgen 101 Ruthen Baum » und
Gemüsegarten werden am

Dienstag den 19 . d. M . ,
Vormittags 11 Uhr ,

im Schloßgebäude selbst einem Verkauf im Wege
öffentlicher Versteigerung ausgesetzt.

Eubigheim liegt an der Heidelberg- Würzburger Ei¬
senbahn und erhält einen Bahnhof . Die Gebäulich¬
keiten eignen sich ebensowohl zu einem Landsitze für
eine Herrschaft als zn irgend einem größeren GewerbS-
unternehmen .

Kraulheim , den 2 . Juni 1866.
Großh . Domänenverwaltung .

Benz .
Zi .388 . Nr. 1289 . D u r l a ch.

Heugras -Versteigerung betr.
Der diesjährige Hengras -ErwachS von den ärarischen

Wiefen auf Singener Gemarkung von ca . 18 Mor¬

gen wird
am Montag den 11 . d . M . ,

Vormittags 8 Uhr ;
jener von denen auf KleinsteinbacherGemarkung von
ca . 8 Morgen
am nämlichen Tage , Vormittags IlUhr ,

und jener auf Wilferdinger Gemarkung von ca . 25
Morgen

am Dienstag den 12 . d. M . ,
Vormittags 8 Uhr ;

sodann jener von den Ziegellöcherwiesen von 48
Morgen

am Mittwoch den 13 . d. M . ,
Nachmittags 2 Uhr ,

und jener vom großen Brühl und den Käserben von
53 Morgen

am Donnerstag den 14 . d. M . ,
Vormittags 8 Uhr ,

bei günstiger Witterung auf dem Platz selbst in schick¬
lichen Abtheilungen gegen solide Bürgschaft, auf Mar¬

tini d. Z. zahlbar, versteigert .
Zusammenkunft : am 11 . d. M . auf der Amt-wirse

und beziehungsweise der Steinhauswiese ;
am 12 . auf der m .tern TajaSwiefe.

Bei Regenwetier werben di« Versteigerungen am 11 .
und 12. aus dem Rachhause in Singm , und die am
13. und 14 . auf jenem in Grötzingen abgehalten- .

Auswärtige , der Domänenverwaltung nicht be¬
kannte Steigerer und Bürgen habm sich durch glaub¬
hafte Zeugnisse ihrer HeimathSbehörde über ihn Zah¬
lungsfähigkeit auszuweisen.

Durlach, am 2. Juni 1866 .
Großh . Domänenverwaltung .

Nebel .
Z .i .386. Nr . 481 . Sinsheim .

Marksteinlieferung. -
Zur Sicherung der Bahnan der abgestecktenpEisen «

bahn -Linie von MeckeSH
'eim bi« Jartfeld , sowie de- er¬

worbenen Eisenbahn -Geländes bedürfen wir in kür- /
zester Frist 1500 Stück Marksteine, deren Lieferung im
Sonmiffionsweg « vergeben werden soll.

Die Angebote find schriftlich und versiegelt mit Be¬
zeichnung der zu liefernden Anzahl und de« Preise«
per Stück mit der Aufschrift . Marksteinlieferung "

längstens bi«
Montag den 11 . Juni d. I . ,

Morgens 10 Uhr ,
auf dem Bureau unterfertigter Stelle kinzureichen,
woselbst auch täglich die Lieferungsbedingungen kön¬
nen eingesehen werden.

Die Soumittenten find eingeladm , der Svumis -
fionseröffnung zur genannten Stunde persönlich an¬
zuwohnen.

Sinsheim , den 3. Juni 1866.
Großh . Eisenbahnbau -Jnspektion .

Stüber .
Z .i .392.

chung .)
Nr . 1676 . Baden . ( Bekanntma -

Jn Sachen
der Rosina , geb. Ger lach , Ehefrau
des Wilhelm Reichertin Niederbühl ,

gegen
ihren Ehemann Wilhelm Reichert
von da, Bett . ,

wegen Vermögensabsonderung ,
hat Anwalt Stigler in der Klageschrift vom 6. v.
Mt « , gebeten , die Klägerin für berechtigt zu erklären,
ihr Vermögen von demjenigen ihres Ehemannes ab-
zusvndern, und wurde zur Verhandlung über diese
Klage Tagfahrt anberaumt auf

Samstag den 14 . Juli l. I .,
Vormittag « 9 Uhr ;

was zur Kenntnißnahme der Gläubiger andurch öffent¬
lich bekannt gemacht wird .

Baden , den 4 . Juni 1866.
Großh . KreiSgerichtS-Direktor :

vr . Puchelt .
Wagner .

Z .i,363 . Nr . 4582 . Breiten . ( Schulden -
liquidation . ) Johann Georg Schmidt und
seine Ehefrau von Menzingen find gesonnen , eine
Reise nach Nordamerika zu machen. Etwaige An¬
sprüche an dieselben find in der auf

Freitag den 15 . d. M t S. ,
Vormittag « 8 Uhr ,

anberaumtm Schuldenliquidations - Tagfahrt dahier
geltend zu machen.

Breiten , den 1 . Juni 1866.
Großh . bad . Bezirksamt .

Flab .
Z .H.309. Nr . 6097. Ladenburg . ( Zeugen¬

einvernahme . ) ^ Der Schiffmann und Makker
Martin Klee soll m einer dahier anhängigen Unter¬
suchung als Zeuge einvernommen werden.

Wir bitten um Benachrichtigung von dessen gegen¬
wärtigem Aufenthalt »

Ladenburg , den 3. Juni 1866.
Großh. bad. Amtsgericht.

Er rieben .

Frankfurt , 4. Juni 1866. LtaatSpapiere .

Oesterr.

Preuß «

Bayern

Wrtbg,

Bad«

G .Heff .

5°/g Met . i. S . b . R .
5°/» do. 1852 i. Lst.
50/0 do. 1859 . .
5°/o do. 1864 . .
5°/gLomb. i. S . b. R .
5«/gVenet . C. b . R .°/ ,
50/oMet. i. Sld . b . B.
50/» Nat .-Anl. 1854
50/0 Met .-Obligat .
5°/ « do . 1852C . b.R .
4 -/2°/° Met .-Obligat .
5«/o Obl . b. Rothsch .
4V-°/ -> do.
4°/» do .
3>/,Vo Staatssch.
4'/,°/o Ijährig
4V,V° V-jährig
4o/o Irährig

ente
4M - Olll. b. Roths.
40/o do.
3 ' /, °/ ° do.
40/g Obligation .
3' /, °/o do. v. 1842
40/0 Obligation .
3' /, °/o do .

ksr vompl.

51V. P -

44°/« b.E
38bez .
42V, P -
35 P .

88V, P .
SOV. P .

85-/ . P .
85 P .
86V, P .
SOV. P -

88V. P .
79 P .

Oldnb .
Nassau

Krhesf .
Brschw .
Luxbrg.

Franks.

Rußld .
Finnld .

Spam

Belgien
Schwd.

Schwz.

N -̂Am.

40/0 Obligation .
4V,VoObl.b .Rothsch .
4«/« d».
3V-V» do.
4VoObl .Rthlr . L105'
3 '/rV» Ob . b.R . L105
4VoO .Fr . L28kr .b .S .
4°/ado . Ll05kr . b. E.
3V-"/o Obligatiom
30/0 dw.
5°/ , Obl. in L . L fl.12
4V,V,Ob . i. R .L105
4V,°/oPfdb .i.R .L105
3«/o inl . Schuld
2-/ .°/o Schuld
4V-°/»O . i.Fr . L28kr.
4V,"/o Obligatiom
4V,V° do. i. L. L12fl.
4V-°/oMf .' .R ^ 1ü5
4V-°/oSL . i.FrK28
4- /,Vo BermStd .-O .
4°/o do.
do/, Gf. St .-O .FrL8
60/oSt . i. D. r . 1881
6V, d». r. 1881
6°/g do. r. 1882
5«/ , do. r. 1871

89V« G.
85 P .

93 bez.

83V« P .

78 P .

k« Oest.250fl.bM .1839
?50fl. . 1354
1M .PrL1858
50G .V.1860«/ ,

„ IOOfl.v.1864
3" ,«/oPreuß .Pr .-A.
Schweb. Rthlr . 10 L .
Bad . 35-fl.-Loose
Kurh .40Thlr .L .b.R>
Gr . Hess. 50fl .L. b.R .

. 2bfl. , . ,
Naff. 25 -st.-L. b. R .
Sard .36 -Fr .-L.bM .
Mail . 45-Fr .-L. b. R .
2»/rLütt .PrL . b. G .

94V. G .

8^ /« P .

66' /« b.G.

Diverse Aktien , Eisenbahn -Aktie « und Prioritäten .

30/g Frankfurter Bank
3"/ » Oesterr. Bank-Aktten
5°/ , , Ered. A. i. O . W.
5°/,Pfdbr . d. österr . Cred.-B.
30/0 Bayer . Barik L fl. 500
4°/g Darmst . B .-A. L fl. 250
40/» Weimar . Bank-Akttm
4°/a Mitteld . « r.-A. L100 Th.
4"/« Luxemb. Bank-Wien
LaunuSbahn -Aktien L fl. 250

SO/nl̂ err.StaatS -Eiscnb.-B.
5°/o EttsadL) . fl. 200pr .St .»/,
5°/o Wbm .-Wesib .-W . fl. 200
Rhein -Nahe-Bahn
40/g Ldwh.-Berb. Eisenbahn
40/, Neustadt-Dürkheimcr
4V,V° Pf - Maxbahn b. Roths.
4V,°/s Bayer . Ostbahn-Aktten
40/0 HeL Ludwigsbahn

-iedr.-Wilh .-Nordbi-AktiM
V',o/a Frankf^ hckmPrior^ O.

1334 . P .
580 bez.
107V,b °z.

171P .
86 G .

325 P .

II U N

135V« P .

105 P .
114V, G.

4°/g Psandbr . d. Frkf. Hyp.-Bk.
30/g Oester.St .-Eismb.-Prior .
3"/lO>estr.Süd .St .uLom .EB .
3°/oLiv.C.D. LD . Fr . L28kr.
5°/oToSc.Eentt .-Eisnb.Prior .
50/2 Msabechbahn-Prior . V7
50/0 do. neueste Smiff. .
5°/o BLH.W.^ S.P .t.SchM . .
50/gGaliz.SarlLdwb^ PrD . .

. . 2, . . .
4V,o/oLudwĥ Brxb. Pr .-Ob!>
40/0
4V,°/o Rhein-Naheb. Pr .

'
ob .

4°/o Südd . Bnk.-« .40VoEinz.
4V,°/oBayerDstb .50°/« .
3«/gDcutsch .Phönir20 °/a .
M . RÜck>ers^A. IO--/ « .
°/llFrks .Provid -ntLO°/« ,

Frks . Hvpothek «nbk. 25°/« ,

42 '/. P .
38 P .
29-/ . G .
51P .
61brz . E

80 bez.

ÄniehenS -voose»

Ansb.-Gunzenh.

50 G.
S5V. P.
52V, bG.
51öez .

47V, G.
47 ' /, P .
130 G .

77 P .
SV. P.

Wecksel -Zkurse.
Amsterdam
Antwerpen
Augsburg
Berlin
Bremen
Brüssel
Eöln
Hamburg
!eipzig

London
Mailand
München
Pari «

k.S .

WÜn
60 LSOL .

r.S .
DiSconto . 7°/ ,

9SV« G.
92' /« B.
99V, G.
104/ . B.
95V. ^
92«/ , B .
104 '/. B.
87V. » .
104 S .
116V« « -

99»/. S .
92' /. B.
92V. G>
89V, B.

Sold and LM «r
Pistolen

, doppelte
Preuß .Frd 'or.
Holl.fl.10St .
Raud-Ducat .
20-Kralckeust.
Engl . Süd « :
Ruff. Jmper .
Goldpr .Zpfd.
M . österrLvr .
Rand-20r .
Hh-Silb ^ .

Doll, in Gold

fl. 9 35 -37
. 9 36-38
. 9 bSV,-S7V,
. 9 36-39
. 518 -19
. 9 18V.-1SV»
.11 36-40
. 9 32 36

^ 30 24S
. 3012G .
. 522E
. 1 44'/. -'/.
. 2 25 -2«

Druck und B,rl »g der S . vraun ' sche« Hofbuchdruckerri .
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